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Rechtssatz 

Wiewohl der Gesetzgeber nur um Fall des Werkverkehrs  ausdrücklich normiert, daß diesfalls die  
Werbungskostenpauschalien nicht zustehen, erfordert die ratio legis in Verbindung mit dem 
Gleichheitsgrundsatz die  Erstreckung der Rechtsfolgeanordnung, nämlich daß ein entsprechendes Pauschale 
grundsätzlich nicht zusteht, entstehende Kosten aber bis zur Höhe des entsprechenden Pauschales als 
Werbungskosten zu berücksichtigen sind, auch auf den gegenständlichen Fall (Beförderung eines 
Bundesbahnbediensteten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte mit der Bahn). Diese Beurteilung ist im 
Beschwerdefall insbesondere auch deswegen geboten und gerechtfertigt, weil einerseits der aus der Beförderung 
des Arbeitnehmers im Werkverkehr  resultierende Vorteil aus dem Dienstverhältnis gemäß § 26 Z 5 EStG 1988 
nicht zu den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit gehört, andererseits der geldwerte Vorteil aus der  
unentgeltlichen oder verbilligten Beförderung der eigenen Arbeitnehmer und ihrer Angehörigen bei 
Beförderungsunternehmen  gemäß § 3 Abs 1 Z 21 EStG 1988 von der Einkommensteuer befreit sind,  somit in 
beiden Fällen kein Sachbezug zu versteuern ist. 


